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Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
21. März 2012 überwiesenen Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP zur 
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes Schleswig-Holstein in einer Sitzung am 
22. März 2012 befasst.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und DIE LINKE bei Enthaltung des SSW empfiehlt er dem Landtag die Annahme des 
Gesetzentwurfs in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüber-
stellung. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck 
kenntlich gemacht. 

 

 

 

Thomas Rother 
Vorsitzender 
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Gesetz zur Änderung des Beamtenversorgungs-
gesetzes Schleswig-Holstein – 

Flexibilisierung der Hinzuverdienstgrenzen 
 
 

 
 
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
FDP: 

 Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 Artikel 1 

§ 64 Abs. 5 des Beamtenversorgungsgeset-
zes Schleswig-Holstein vom 26. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 153) wird wie folgt ge-
fasst: 

  unverändert 

„(5) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit einschließlich Abfin-
dungen, aus selbständiger Arbeit sowie aus 
Gewerbebetrieb und aus Land- und Forstwirt-
schaft. Nicht als Erwerbseinkommen gelten 
steuerfreie Aufwandsentschädigungen, im 
Rahmen der Einkunftsarten nach Satz 1 aner-
kannte Betriebsausgaben und Werbungskos-
ten nach dem Einkommensteuergesetz, Jubi-
läumszuwendungen, ein Unfallausgleich 
(§ 39), steuerfreie Einnahmen für Leistungen 
zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen 
Versorgung sowie Einkünfte aus Tätigkeiten, 
die einer schriftstellerischen, wissenschaftli-
chen, künstlerischen oder Vortragstätigkeit 
entsprechen, soweit sie nicht nach Art und 
Umfang bei einer Beamtin oder einem Beam-
ten gemäß § 73 Abs. 2 LBG zu untersagen 
wäre. Erwerbsersatzeinkommen sind Leistun-
gen, die auf Grund oder in entsprechender 
Anwendung öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
kurzfristig erbracht werden, um Erwerbsein-
kommen zu ersetzen. Die Berücksichtigung 
des Erwerbs- und des Erwerbsersatzeinkom-
mens erfolgt monatsbezogen; das für das 
Beamtenversorgungsrecht zuständige Minis-
terium kann auf Antrag der obersten Dienst-
behörde Ausnahmen von der monatsbezoge-
nen Abrechnung zulassen. Wird Einkommen 
nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist das Ein-
kommen des Kalenderjahres, geteilt durch 
zwölf Kalendermonate, anzusetzen.“ 

  

 Artikel 2 

  § 84 des Beamtenversorgungsgesetzes 
Schleswig-Holstein vom 26. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 153) wird wie folgt ge-
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fasst: 

 „§ 84 
Ruhegehaltssatz für am  

31. Dezember 1991 und am 
1. März 2012 vorhandene Be-

amtinnen und Beamte 

  (1) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem 
die Beamtin oder der Beamte in den Ruhe-
stand tritt, oder ein unmittelbar vorange-
hendes anderes öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis bereits am 31. Dezember 
1991 bestanden, bleibt der zu diesem Zeit-
punkt erreichte Ruhegehaltssatz gewahrt. 
Dabei richtet sich die Berechnung der ru-
hegehaltfähigen Dienstzeit und des Ruhe-
gehaltssatzes nach dem bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Recht des Beam-
tenversorgungsgesetzes; § 14 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 und 3 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung findet 
hierbei keine Anwendung. Der sich nach 
den Sätzen 1 und 2 ergebende Ruhege-
haltssatz steigt mit jedem Jahr, das vom 
1. Januar 1992 an nach dem von diesem 
Zeitpunkt an geltenden Recht als ruhege-
haltfähige Dienstzeit zurückgelegt wird, um 
1 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
bis zum Höchstsatz von 75 %; insoweit gilt 
§ 16 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. Bei der 
Anwendung von Satz 3 bleiben Zeiten bis 
zur Vollendung einer zehnjährigen ruhege-
haltfähigen Dienstzeit außer Betracht; an-
stelle von § 15 Abs. 1 findet § 13 Abs. 1 
des Beamtenversorgungsgesetzes in der 
bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fas-
sung Anwendung. § 16 Abs. 2 findet An-
wendung. 

  (2) Für die Beamtinnen und Beamten auf 
Zeit, deren Beamtenverhältnis über den 
31. Dezember 1991 hinaus fortbesteht, ist 
§ 66 Abs. 2, 4 und 6 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der bis zum 31. Dezem-
ber 1991 geltenden Fassung anzuwenden. 

  (3) Der sich nach Absatz 1 oder 2 ergeben-
de Ruhegehaltssatz wird der Berechnung 
des Ruhegehalts zugrunde gelegt, wenn er 
höher ist als der Ruhegehaltssatz, der sich 
nach diesem Gesetz für die gesamte ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit ergibt. Der sich 
nach Absatz 1 ergebende Ruhegehaltssatz 
darf den Ruhegehaltssatz, der sich nach 
dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Recht mit Ausnahme des § 14 Abs. 1 
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Satz 1 Halbsatz 2 in der ab dem 15. Mai 
1980 geltenden Fassung und mit Ausnah-
me des § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 3 
in den ab 1. August 1984 geltenden Fas-
sungen ergäbe, nicht übersteigen. 

  (4) Errechnet sich der Ruhegehaltssatz 
nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 
Satz 2, oder Absatz 2, ist entsprechend 
diesen Vorschriften auch der Ruhege-
haltssatz für die Höchstgrenze nach § 65 
Abs. 2 und § 66 Abs. 2 zu berechnen. Bei 
Zeiten im Sinne des § 67 Abs. 1, die bis 
zum 31. Dezember 1991 zurückgelegt sind, 
ist § 56 in der bis zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Fassung des Beamtenversor-
gungsgesetzes anzuwenden; soweit Zeiten 
im Sinne des § 67 Abs. 1 nach diesem Zeit-
punkt zurückgelegt sind, ist § 56 des 
Beamtenversorgungsgesetzes in der vom 
1. Januar 1992 an geltenden Fassung mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass an die 
Stelle des Prozentsatzes von „1,875“ der 
Prozentsatz von „1,0“ und an die Stelle des 
Prozentsatzes von „2,5“ der Prozentsatz 
von „1,33“ tritt. Errechnet sich der Versor-
gungsbezug nach Absatz 2, ist § 56 des 
Beamtenversorgungsgesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1991 geltenden Fas-
sung anzuwenden. In den Fällen der Sät-
ze 2 und 3 wird bei der Berechnung des 
Ruhensbetrages auch die Dienstzeit bei 
einer zwischen- oder überstaatlichen Ein-
richtung berücksichtigt, die über volle Jah-
re hinausgeht. § 16 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

  (5) Die Berücksichtigung der Zeit einer 
Kindererziehung für ein vor dem 1. Januar 
1992 geborenes Kind richtet sich nach § 6 
Abs. 1 Satz 4 und 5 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der bis zum 31. Dezem-
ber 1991 geltenden Fassung. Für nach dem 
31. Dezember 1991 innerhalb des Beam-
tenverhältnisses geborene Kinder gilt hin-
sichtlich der Kindererziehungszeit § 58 
Abs. 1 bis 4, 7 und 8 auch dann, wenn die 
Berechnung des Ruhegehaltssatzes nach 
dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Recht vorzunehmen ist. 

  (6) Auf die am 31. Dezember 1991 vorhan-
denen Beamtinnen und Beamten, denen 
aufgrund eines bis zu diesem Zeitpunkt 
erlittenen Dienstunfalls ein Unfallausgleich 
gewährt wird, findet § 35 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung Anwen-
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dung. 

  (7) Bei der Anwendung des Absatzes 1 
bleibt der am 31. Dezember 1991 erreichte 
Ruhegehaltssatz auch dann gewahrt, wenn 
dem Beamtenverhältnis, aus dem die Be-
amtin oder der Beamte in den Ruhestand 
tritt, mehrere öffentlich-rechtliche Dienst-
verhältnisse in unmittelbarem zeitlichen 
Zusammenhang mit dem am 31. Dezember 
1991 bestehenden öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis vorangegangen sind. 

  (8) Einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis steht ein Beschäftigungsverhältnis 
im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI gleich. 

  (9) Der nach den Absätzen 1 bis 3 ermittel-
te Ruhegehaltssatz sowie die in Absatz 4 
Satz 2 genannten Prozentsätze sind mit 
dem Faktor 0,95667 zu multiplizieren. § 16 
Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden.“ 

Artikel 2 Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

 Artikel 1  dieses Gesetzes tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft, Artikel 2 dieses 
Gesetzes tritt rückwirkend zum 1. März 
2012 in Kraft . 

 


